
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Ferienlager WARAPU 
www.warapu.de Präambel 

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird in der vorliegenden Satzung die 
gewohnte männliche Sprachform bei personenbezogenen Substantiven und Pronomen ver-
wendet. Dies impliziert jedoch keine Benachteiligung anderer Geschlechter, sondern soll im 
Sinne der sprachlichen Vereinfachung als geschlechtsneutral zu verstehen sein. 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein trägt den Namen WARAPU e.V. 

(2) Er hat den Sitz in Biberach. 

(3) Der Verein verfolgt keinerlei religiöse oder politische Motive. 

(4) Er wird nach der Gründungsversammlung in das Vereinsregister des Amtsgerichts Biberach 
unter der Register-Nr. VR812 eingetragen. 

(5) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Vereinszweck 

(1) Der Zweck des Vereins ist die Förderung der Jugendhilfe. 

(2) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die jährliche Durchführung des 
Ferienlagers WARAPU, so wie die dazugehörenden Mitarbeiterschulungen und Vorbereitungs-
treffen. 

§ 3 Bekenntnis zum Kinder- und Jugendschutz 

Der Verein, seine Mitglieder und Mitarbeiter bekennen sich zu den Grundsätzen eines umfas-
senden Kinder- und Jugendschutzes u.a. auf der Grundlage des Bundeskinderschutzgesetzes 
und treten für die Integrität und die körperliche und seelische Unversehrtheit und Selbstbestim-
mung der anvertrauten Kinder und Jugendlichen ein. 

§ 4 Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnittes "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (§§ 51 ff. AO). Er ist selbstlos tätig 
und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(2) Die Mittel des Vereins sind ausschließlich zu satzungsgemäßen Zwecken zu verwenden. 
Eine Gewinnausschüttung an Vereinsmitglieder oder Dritte erfolgt nicht.  

(3) Niemand darf durch Vereinsausgaben, die dem Vereinszweck fremd sind oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Für den Ersatz von Aufwendungen ist, so-
weit nicht andere gesetzliche Bestimmungen anzuwenden sind, das Bundesreisekostengesetz 
maßgebend. Für Tätigkeiten im Dienst des Vereins können einzelnen Personen nach Vor-
standsbeschluss und Haushaltslage angemessene Aufwandsentschädigungen nach § 3 Nr. 26a 
Einkommensteuergesetz ("Ehrenamtspauschale") gezahlt werden. 

(4) Bei Ausscheiden eines Mitgliedes aus dem Verein erfolgt keine Rückerstattung etwa einge-
brachter Vermögenswerte. 

(5) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vereinsver-
mögen dem Deutschen Kinderschutzbund Ortsverband Biberach e.V. zu. 

(6) Eine Änderung des Vereinszwecks darf nur im Rahmen des in § 4 (1) gegebenen Rahmens 
erfolgen. 

Satzung des WARAPU e.V. 
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§ 5 Mitgliedschaft des Vereins 

Der Verein WARAPU e.V. ist Mitglied im Stadtjugendring Biberach. 

§ 6 Mitglieder des Vereins und Erwerb der Mitgliedschaft 

Der Verein führt ordentliche, fördernde und Ehren-Mitglieder. 

(1) Ordentliche Mitglieder 

(1.1) Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden, die als Mitarbei-
ter im Ferienlager WARAPU tätig ist, oder bei dessen Vorbereitung und Durchführung aktiv 
beteiligt ist. 

(1.2) Die Mitgliedschaft wird auf schriftlichen Antrag durch Beschluss des Vorstandes erworben. 
Gegen eine ablehnende Entscheidung des Vorstandes kann der Antragsteller Beschwerde ein-
legen, über die die nächste Mitgliederversammlung entscheidet. 

(1.3) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. Der Austritt eines Mitgliedes 
ist zum 31.12. jedes Jahres möglich. Er erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vor-
sitzenden unter Einhaltung einer Frist von mindestens 14 Tagen. 

(2) Fördernde Mitglieder 

(2.1) Förderndes Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden, die 
sich bereiterklärt, die Vereinszwecke und -ziele aktiv oder materiell zu unterstützen und die Sat-
zung anerkennt. 

(2.2) Die Mitgliedschaft wird auf schriftlichen Antrag durch Beschluss des Vorstandes erworben. 
Gegen eine ablehnende Entscheidung des Vorstandes kann der Antragsteller Beschwerde ein-
legen, über die die nächste Mitgliederversammlung entscheidet. 

(2.3) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod, bei juristischen Personen 
auch durch Verlust der Rechtspersönlichkeit. Der Austritt eines Mitgliedes ist zum 31.12. jedes 
Jahres möglich. Er erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden unter Ein-
haltung einer Frist von mindestens 14 Tagen. 

(3) Ehrenmitglieder 

(3.1) Durch Beschluss der Mitgliederversammlung kann die Ehrenmitgliedschaft einzelnen Per-
sonen verliehen werden, die sich durch besondere Verdienste gegenüber dem Verein ausge-
zeichnet haben. 

(3.2) Ehrenmitglieder sind vom Beitrag befreit. 

§ 7 Vereinsausschluss 

(1) Der Vereinsausschluss erfolgt durch Beschluss des Vorstandes. Wenn ein Mitglied gegen 
die Ziele und Interessen des Vereins schwer verstoßen hat, die Voraussetzungen der Satzung 
nicht mehr erfüllt oder trotz Mahnung mit dem Beitrag für neun Monate im Rückstand bleibt, so 
kann es durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen werden. 

(2) Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Rechtfertigung bzw. Stellung-
nahme gegeben werden. Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von 
14 Tagen nach Mitteilung des Ausschlusses Berufung eingelegt werden, über den die nächste 
Mitgliederversammlung entscheidet. Bis zur auf den Ausschluss folgenden Mitgliederversamm-
lung ruhen die weiteren Rechte und Pflichten des Mitgliedes. 

§ 8 Haftung der Organmitglieder und Vertreter  

Die Haftung der Mitglieder der Organe, der besonderen Vertreter oder der mit der Vertretung 
beauftragten Vereinsmitglieder wird auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Werden 
diese Personen von Dritten zur Haftung herangezogen, ohne dass Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit vorliegt, so haben diese gegen den Verein einen Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendun-
gen zur Abwehr der Ansprüche sowie auf Freistellung von Ansprüchen Dritter. 
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§ 9 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind 

a) die Mitgliederversammlung 

b) der Vorstand 

§ 10 Mitgliederversammlung 

(1) Der Mitgliederversammlung gehören alle ordentlichen Vereinsmitglieder mit je einer Stim-
me an. 

(2) Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. Sie wird vom Vorstand 
einberufen und kann auf Vorstandsbeschluss als Online-Mitgliederversammlung abgehalten 
werden. Die Einladungsfrist beträgt mindestens zwei Wochen. Der Termin wird auf der vereins-
eigenen Homepage veröffentlicht und die Mitglieder werden per E-Mail benachrichtigt. 

(3) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist auf Beschluss des Vorstandes oder auf 
schriftlichen Antrag von mind. 10 % aller Vereinsmitglieder einzuberufen. Dem Antrag der Mit-
glieder muss der gewünschte Tagesordnungspunkt zu entnehmen sein. 

(4) Die Mitgliederversammlung ist bei ordnungsgemäßer Einladung ohne Rücksicht auf die An-
zahl der Erschienenen beschlussfähig. Sie wählt aus ihrer Mitte einen Versammlungsleiter. Be-
schlüsse werden, sofern die Versammlung nicht etwas anderes bestimmt, offen durch Handauf-
heben mit einfacher Stimmenmehrheit getroffen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abge-
lehnt. 

(5) Zu Beschlüssen über die Auflösung des Vereins ist abweichend von § 10 (4) mindestens die 
Mehrheit aller Vereinsmitglieder erforderlich. 

§ 11 Aufgaben der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist grundsätz-
lich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser Satzung nicht einem 
anderen Vereinsorgan übertragen wurden. 

(2) Die Mitgliederversammlung wählt aus der Reihe der Mitglieder die Mitglieder des Vorstandes            
(1. Vorsitzenden, 2. Vorsitzenden, Schatzmeister, Schriftführer und Kämmerer). Gewählt sind 
die Personen, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen. 

(3) Die Mitgliederversammlung kann Mitglieder des Vorstandes abwählen. 

(4) Die Mitgliederversammlung entscheidet über Anträge von Mitgliedern, die durch Vorstands-
beschluss ausgeschlossen werden sollen. 

(5) Die Mitgliederversammlung nimmt den jährlich vorzulegenden Geschäftsbericht des Vor-
standes und den Prüfungsbericht des Rechnungsprüfers entgegen und erteilt dem Vorstand 
Entlastung. 

(6) Die Mitgliederversammlung entscheidet über den vom Vorstand jährlich vorzulegenden 
Haushaltsplan des Vereines. 

(7) Die Mitgliederversammlung hat Satzungsänderungen und die Vereinsauflösung zu beschlie-
ßen (siehe § 10 (5)) sofern diese Tagesordnungspunkte in der Einladung aufgeführt wurden. Zu 
einer Satzungsänderung ist eine 2/3 Mehrheit der anwesenden Mitglieder erforderlich. 

(8) Ihr sind insbesondere die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur Beschlussfassung über 
die Genehmigung und die Entlastung des Vorstandes schriftlich vorzulegen. Die Kassenprüfung 
wird von ein oder zwei Rechnungsprüfern durchgeführt, die weder dem Vorstand noch einem 
vom Vorstand berufenen Gremium angehören und auch nicht Angestellte des Vereins sein dür-
fen. Diese prüfen die Buchführung einschließlich Jahresabschluss und berichten ihr Ergebnis 
vor der Mitgliederversammlung. Die Rechnungsprüfer haben Zugang zu allen Buchungs- und 
Rechnungsunterlagen des Vereines. 

(9) Die Mitgliederversammlung legt die Beitragsordnung des Vereins fest. 

(10) Sie kann über weitere Angelegenheiten beschließen, die ihr vom Vorstand oder aus der 
Mitgliederschaft vorgelegt werden. 
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§ 12 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus 5 Personen (siehe § 11 (2)), die bei ihrer Wahl das 18. 
Lebensjahr vollendet haben. Die Amtszeit beträgt 1 Jahr. Wiederwahl ist zulässig. 
Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im 
Amt, bis Nachfolger gewählt sind. 

(2) Der Vorstand beschließt über alle Vereinsangelegenheiten, soweit sie nicht eines 
Beschlusses der Mitgliederversammlung bedürfen. Er führt die Beschlüsse der Mitglie-
derversammlung aus. Der Vorstand trifft auf Verlangen eines Vorstandsmitgliedes nach Ab-
sprache mit den anderen Vorstandsmitgliedern zusammen. 

(3) Der Vorstand ist nur bei Anwesenheit von allen 5 Mitgliedern beschlussfähig. Er fasst Be-
schlüsse mit Stimmenmehrheit. Beschlüsse des Vorstands können bei Eilbedürftigkeit auch 
schriftlich oder fernmündlich gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu 
diesem Verfahren schriftlich oder fernmündlich erklären. Schriftlich oder fernmündlich gefasste 
Vorstandsbeschlüsse sind schriftlich niederzulegen und vom Vorstand zu unterzeichnen. 

(4) Alle Vorstandsmitglieder sind allein vertretungsberechtigt. Über Konten des Vereins können 
alle Vorstandsmitglieder verfügen. 

(5) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen 
Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. Diese Satzungsände-
rungen müssen der nächsten Mitgliederversammlung mitgeteilt werden. 

§ 13 Protokolle 

Die Beschlüsse des Vorstandes und der Mitgliederversammlungen werden schriftlich vom 
Schriftführer protokolliert und unterzeichnet. Die Protokolle stehen den Mitgliedern zur Einsicht 
zur Verfügung. 

§ 14 Beiträge 

Zur Durchführung seiner Aufgaben kann der Verein Mitgliedsbeiträge und Aufnahmegebühren 
erheben, deren Höhe von der Mitgliederversammlung festgelegt werden. 

§ 15 Datenschutz 

(1) Unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben und Bestimmungen der EU Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) werden zur Erfüllung 
der Zwecke und Aufgaben des Vereins personenbezogene Daten über persönliche und sachli-
che Verhältnisse der Mitglieder, Mitarbeiter und Kunden des Vereins erhoben und in dem ver-
einseigenen EDV-System gespeichert, genutzt und verarbeitet. 

(2) Mit dem Beitritt eines Mitgliedes nimmt der Verein alle für die Mitgliedschaft im Verein rele-
vanten Daten (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Bankverbindung) auf. Diese Informationen wer-
den in dem vereinseigenen EDV-System gespeichert. Die personenbezogenen Daten werden 
dabei durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen vor der Kenntnisnahme 
Dritter geschützt. 

(3) Sonstige Informationen zu den Mitgliedern und Informationen über Nichtmitglieder werden 
grundsätzlich nur verarbeitet oder genutzt, wenn sie zur Förderung des Vereinszwecks nützlich 
sind (wie etwa Telefon, Fax und E-Mail) und keine Anhaltspunkte bestehen, dass die betroffene 
Person ein schutzwürdiges Interesse hat, das der Verarbeitung oder Nutzung entgegensteht. 
Absatz (2) Satz 3 gilt entsprechend. 

(4) Als förderfähiger Verein des Kreisjugendrings (KJR) und des Landesjugendring (LJR) ist der 
Verein bei Beantragung von Zuschüssen verpflichtet, seine aktiven Mitarbeiter an den KJR & 
LJR zu melden. Übermittelt werden dabei Vor- und Nachname, das Geburtsdatum, das Ge-
schlecht sowie die vollständige Adresse.  

(5) Jedes Mitglied, jeder Mitarbeiter und jeder Kunde hat das Recht darauf, 

a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten zu erhalten, 

b) dass die zu seiner Person gespeicherten Daten berichtigt werden, wenn sie unrichtig sind, 

c) seine Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten. 
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(6) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen 
ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als den zur jeweili-
gen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Drit-
ten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über 
das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

§ 16 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt sofort in Kraft. 

 

Stand vom: 02.08.2020, Sportplatz SV Laupertshausen „WARAPU Gelände“ 


